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Präsidenten des Sächsischen Landtages
Herrn Dr. Matthias Rößler
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01067 Dresden

Kleine Anfrage des Abgeordneten Carsten Hütter (AfD)

Drs.-Nr.: 7/11370
Thema: Polizeieinsatz in Riesa am 11.11.2022

Sehr geehrter Herr Präsident,

den Fragen sind folgende Ausführungen vorangestellt:

„Laut Medieninformation 620/2022 der Polizei Sachsen kam es am
Abend des 11.11.2022 zu einem Polizeieinsatz in Riesa mit Schusswaf-

fengebrauch.“

Namens und im Auftrag der Sächsischen Staatsregierung beantworte ich

die Kleine Anfrage wie folgt:

Frage 1:
Wie gestaltete sich die konkrete Einsatzlage vor Ort beim Eintreffen
der Beamten und im weiteren Verlauf bis zum Ende des Einsatzes?

Frage 3:
In welchem Umfang war der angeschossene Libyer bewaffnet? (Bitte

aufschlüsseln, welche Messer und weiteren gefährlichen Gegenstände

bzw. Waffen in der Wohnung gefunden wurden)

Zusammenfassende Antwort auf die Fragen 1 und 3:

Es wird auf die Medieninformation der Polizeidirektion Dresden
https://www.polizei.sachsen.de/de/MI 2022 93407.htm, zuletzt geöffnet am

9. Dezember 2022, verwiesen.
 

Darüber hinaus wird von einer Beantwortung abgesehen. Einer weiterge-

henden Beantwortung stehen gesetzliche Regelungen im Sinne des Artikel

51 Absatz 2 der Verfassung des Freistaates Sachsen (SächsVerf) entge-

gen.
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Die Polizeidirektion Dresden hat im Gesamtzusammenhang ein Ermittlungsverfahren

wegen des Verdachts der Gefährlichen Körperverletzung sowie der Körperverletzung

im Amt eingeleitet. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen.

Eine Beantwortung der Fragen ist derzeit nicht möglich, da insoweit aufgrund der lau-

fenden Ermittlungen in diesem Verfahren einer weitergehenden Beantwortung die Vor-

schrift des $ 479 Absatz 1 Strafprozessordnung entgegensteht. Nach dieser Vorschrift
sind Auskünfte aus Akten zu versagen, wenn der Übermittlung Zwecke des Strafverfah-

rens entgegenstehen. Eine vollständige Beantwortung der Fragen würde den Erfolg

des noch nicht abgeschlossenen Ermittlungsverfahrens gefährden. Sofern Einzelheiten
zu bisherigen Ermittlungsansätzen bekannt würden, könnte dies dazu führen, dass der

Erfolg der weiteren notwendigen Ermittlungen vereitelt würde. Insbesondere birgt die
Auskunftserteilung die Gefahr, dass Aussagen von Beteiligten entwertet und die erfor-

derliche Plausibilitätsprüfung erschwert wird, da nicht mehr festgestellt werden kann,
ob Angaben aus eigener Erfahrung oder von Dritten gewonnene Erkenntnisse wieder-

gegeben werden.

Eine Abwägung des Informationsinteresses des Fragestellers mit dem Interesse an der

Geheimhaltung der Ermittlungsergebnisse geht derzeit zu Lasten des Abgeordneten.

Das Interesse des Abgeordneten an vollständiger Information ist ein hohes, durch Arti-
kel 51 Absatz 1 SächsVerf gewährleistetes Gut. Aber auch das staatliche Interesse an

einer wirkungsvollen Strafverfolgung ist ein hohes, aus dem Rechtsstaatsprinzip herge-
leitetes verfassungsrechtliches Schutzgut. Bei Beantwortung der Fragen wäre der

Schaden für das laufende Ermittlungsverfahren womöglich irreparabel. Das Informa-
tionsinteresse des Abgeordneten ist demgegenüber nicht vollständig zurückgedrängt.
Seine Verwirklichung hat lediglich insoweit und so lange zurückzustehen, wie eine voll-

ständige Beantwortung tatsächlich eine Gefährdung des Ermittlungserfolges herbeifüh-

ren würde.

Die oben aufgeführten Gründe hindern auch eine Beantwortung der Anfrage in einer
nichtöffentlichen Sitzung des Landtages oder eines Ausschusses bzw. mit entspre-

chendem Geheimhaltungsvermerk. Auch bei einer unter solchen Umständen erfolgen-

den Bekanntgabe der Ergebnisse der bisherigen Ermittlungen ist im vorliegenden Fall

nicht mit Sicherheit auszuschließen, dass Einzelheiten zu den bisherigen Ermittlungs-
ergebnissen bekannt und dadurch die weiteren Ermittlungen gefährdet würden. Die

besondere Sensibilität der Daten im hiesigen Einzelfall gebietet es, dass jede Gefahr

einer Offenbarung weitestgehend minimiert wird.

Frage 2:
Wie viele Einsatzkräfte, welcher Laufbahngruppe, waren am Einsatz beteiligt?

Insgesamt waren sechs Polizeivollzugsbedienstete der Laufbahngruppe 2.1 und 13 der

Laufbahngruppe 1.2 am Einsatz beteiligt.
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Frage 4:

Wie viele Ermittlungsverfahren, wegen des Verstoßes gegen welche Straftatbe-
stände, werden aktuell gegen den Libyer geführt und ist dieser in der Vergan-

genheit bereits strafrechtlich in Erscheinung getreten und wenn ja, wann und in

welchem Umfang? (Bitte auch juristische Konsequenzen angeben, sofern Straf-

verfahren durchgeführt wurden)

Aktuelle Ermittlungs- oder Strafverfahren gegen den Vorgenannten im Zusammenhang

mit dem Polizeieinsatz in Riesa am 11. November 2022 sind nicht bekannt.

Darüber hinaus wird von einer Beantwortung abgesehen.

Der parlamentarische Auskunftsanspruch (Art. 51 Absatz 1 SächsVerf) ist verfassungs-

rechtlicher Natur. Die Staatsregierung ist nur unter den Voraussetzungen von Artikel 51
Absatz 2 SächsVerf berechtigt, eine Frage eines Abgeordneten nicht zu beantworten.

Die dort genannten entgegenstehenden Rechte müssen ihrerseits von verfassungs-

rechtlichem Gewicht sein. Soweit die Frage eines Abgeordneten, wie dies vorliegend
der Fall ist, Angaben zu möglichen Straftaten einer konkreten Person betrifft, tritt das

Fragerecht in einen Konflikt mit dem Grundrecht auf Datenschutz nach Artikel 33
SächsVerf sowie dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung als Unterfall

des allgemeinen Persönlichkeitsrechts nach Artikel 15 in Verbindung mit (i. V. m.) Arti-
kel 14 Absatz 1 Satz 1 SächsVerf und Artikel 2 Absatz 1 i. V. m. Artikel 1 Absatz 1

Grundgesetz.

Weil sich der parlamentarische Informationsanspruch auf der einen Seite und die

Grundrechte auf Datenschutz und informationelle Selbstbestimmung auf der anderen
Seite auf der Ebene des Verfassungsrechts gegenüberstehen, müssen sie im konkre-

ten Fall einander so zugeordnet werden, dass beide so weit wie möglich ihre Wirkung-
gen entfalten (Urteil des Verfassungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen
[SachsVerfGH] vom 28. Juli 2017 — Vf. 115-1-16 —, juris Rn. 47).

Diese Abwägung fällt nicht immer in derselben Weise aus, sondern hängt vom Gewicht

der verfassungsrechtlichen Schutzgüter im Einzelfall ab (vgl. Urteil des Zweiten Senats
des Bundesverfassungsgerichts [BVerfG] vom 7. November 2017 — 2 BvE 2/11 -,
BVerfGE 147, 50, juris Rn. 361 ff.). So hat der parlamentarische Informationsanspruch

etwa ein besonderes Gewicht, soweit es um die Aufdeckung möglicher Rechtsverstöße
und vergleichbarer Missstände innerhalb von Regierung und Verwaltung geht (BVerfG,

a.a.O., juris Rn. 196). Ebenso kann das Recht auf Datenschutz im Einzelfall ein unter-

schiedliches Gewicht haben. So kommt es etwa darauf an, ob der Betroffene damit

rechnen muss, dass sein Name öffentlich bekannt und sein Fall Gegenstand einer poli-

tischen Diskussion wird (vgl. etwa SächsVerfGH, a.a.O., Rn. 67).

Bei personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen, Ermittlungsverfah-

ren und polizeiliche Erkenntnisse ist grundsätzlich von einem hohen Grad an Schutz-

bedürftigkeit auszugehen. Dies macht Artikel 10 EU-Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) deutlich, entspricht aber auch der vorherigen Rechtslage, die etwa identifizie-

rende Berichterstattung über Straftaten erheblich beschränkt. Das Gewicht der be-

troffenen Grundrechte nimmt zudem mit dem Detaillierungsgrad der begehrten Aus-
kunft, der Sensibilität ebenfalls abgefragter weiterer Daten (z. B. ethnische Herkunft)
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und der Wahrscheinlichkeit der Identifizierbarkeit des Betroffenen (z. B. durch Angabe

von Aufenthaltsort, Staatsangehörigkeit, Alter) weiter zu. In der Abwägung ist zudem zu
berücksichtigen, dass das Verhalten Privater grundsätzlich nicht Objekt parlamentari-

scher Kontrolle ist (vgl. hierzu auch: Thüringer Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom

5. März 2014 - 2 EO 386/13 -, juris Rn. 16).

Die erforderliche Abwagung zwischen dem Interesse des Abgeordneten an der Beant-
wortung seiner Frage und dem Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung der

betroffenen Person fällt hier im konkreten Fall unter Berücksichtigung der zuvor darge-
legten Grundsätze zugunsten der Letzteren aus.

Die Staatsregierung ist sich der herausgehobenen Bedeutung des parlamentarischen
Fragerechts für die in der Verfassung verankerte Funktion des Abgeordneten bewusst.

Bei den hier vom Abgeordneten erfragten personenbezogenen Daten über Straftaten

und strafrechtliche Verurteilungen ist allerdings der hohe Grad an Schutzbedürftigkeit
des insoweit Betroffenen zu berücksichtigen. Dies gilt in besonderem Maße für Be-
schuldigte eines Ermittlungsverfahrens, für die die Unschuldsvermutung streitet, und
zudem vor dem Hintergrund, dass es sich bei den erfragten Daten über Straftaten und
Verurteilungen wegen Straftaten um besonders sensible Daten nach Artikel 10 DSGVO

handelt, deren Preisgabe für die betroffene Person einen besonders schweren Eingriff
in ihr Recht auf informationelle Selbstbestimmung und ihr allgemeines Persönlichkeits-
recht bedeutet. Dies gilt erst recht für Informationen über aktuelle strafrechtliche Ermitt-
lungen und vor dem Hintergrund, dass aufgrund der Offenbarung vorgenannter Verur-

teilungen und Ermittlungen eine erhöhte Wahrscheinlichkeit der Identifizierbarkeit ge-

geben ist. Aufgrund dessen sind im Ergebnis der vorzunehmenden Abwägung im kon-
kreten Fall der Auskunftsanspruch des Abgeordneten sowie das Grundrecht der be-

troffenen Person auf Datenschutz und auf informationelle Selbstbestimmung derart in

Einklang zu bringen, dass insoweit keine weitergehende Auskunft erfolgt.

Die oben aufgeführten Gründe hindern auch eine Beantwortung der Anfrage in einer

nichtöffentlichen Sitzung des Sächsischen Landtages oder eines Ausschusses bzw. mit

entsprechendem Geheimhaltungsvermerk.

Frage 5:
Welchen Aufenthaltsstatus hat der Libyer und wann ist er eingereist?

Die Person ist im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis. Sie ist im Herbst 2016 in die Bun-

desrepublik Deutschland eingereist.

Mit freundliche Grüßen

Aa
rmin Schuster
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